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Die Agrarumweltpolitik der EU und 
das Verursacherprinzip 
Hans Pitlik 

• Mit der Agrarproduktion sind erhebliche Belastungen für Luft, Boden, Gewässer und natürliche Lebens-
räume verbunden. 

• Umwelt- und Klimabelastungen durch die Landwirtschaft weisen unterschiedliche räumliche Wirkungen 
auf. 

• Die Gemeinsame Agrarpolitik setzt bisher maßgeblich auf Subventionen und Regulierungen, während 
verursacherbasierte Umweltabgaben und der Emissionshandel in der Landwirtschaft praktisch keine 
Rolle spielen. 

• Marktbasierte Instrumente nach dem Verursacherprinzip gelten in der Umweltökonomie als kosten-
effizienter und innovationsfreundlicher als ordnungsrechtliche Vorgaben zur Internalisierung externer 
Kosten. 

• Politisch werden solche Instrumente eher akzeptiert, wenn sie mit dem Abbau regulatorischer Lasten 
einhergehen und mögliche soziale Härten abgefedert werden. 

 

 
"Versteckte" umweltbezogene Kosten der Agrarproduktion in 
der EU 27 
Ø 2019/2021 

 

Die umweltbezogenen "versteckten" Kosten gemessen am Produktionswert der 
Landwirtschaft variieren in der EU 27 beträchtlich. In Österreich belaufen sie sich 
auf 67,4% (Q: WIFO-Berechnungen nach FAO (2023) und Eurostat; Landwirtschaft-
liche Gesamtrechnung, Werte zu jeweiligen Preisen). 

 

"Umweltsteuern oder ein Zertifi-
katehandel für umweltschädliche 
Inputs wären effiziente Instrumente 
zur verursachergerechten Internali-
sierung der externen Kosten der 
Agrarproduktion. Die Implemen-
tierung ist jedoch im Vergleich zu 
Subventionen und Regulierungen 
mit hohen politischen Kosten 
verbunden." 
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Klima Wasserentnahme Land Stickstoff
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Die Agrarumweltpolitik der EU und das Verursacherprinzip 
Hans Pitlik 

 
Die Agrarumweltpolitik der EU und das Verursacherprinzip 
Mit der Agrarproduktion sind oft erhebliche Umweltbelas-
tungen verbunden. Während ordnungsrechtliche Vorga-
ben und Subventionen die Gemeinsame Agrarpolitik domi-
nieren, werden Umweltabgaben und Emissionshandelssys-
teme – trotz ihrer Effizienzvorteile zur Internalisierung exter-
ner Kosten – bislang kaum genutzt. Der Beitrag diskutiert 
die spezifischen Eigenschaften agrarischer Umweltprob-
leme, vergleicht marktbasierte und regulatorische Instru-
mente und untersucht die institutionellen und politischen 
Ursachen der geringen politischen Durchsetzbarkeit von 
Umweltabgaben und Emissionshandel im Agrarsektor. Ab-
schließend werden Bedingungen erörtert, unter denen 
eine stärkere Orientierung des Instrumenteneinsatzes am 
Verursacherprinzip politisch realisierbar werden könnte. 

 European Union Agri-Environmental Policy and the Polluter 
Pays-Principle 
Agricultural production is often associated with significant 
environmental damage. While the Common Agricultural 
Policy (CAP) continues to be dominated by regulatory 
measures and subsidies, environmental taxes and emissions 
trading systems have so far played only a minor role, de-
spite their efficiency advantages in internalising external 
costs. The article discusses the specific characteristics of 
agricultural environmental problems, compares market-
based and regulatory policy instruments, and examines in-
stitutional and political factors shaping the political feasibil-
ity of environmental taxes and emissions trading in the agri-
cultural sector. It also explores the conditions under which 
an application of the Polluter pays-Principle in agri-environ-
mental policy could become politically feasible. 
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1. Problemstellung  

Mit der landwirtschaftlichen Produktion sind 
häufig beträchtliche Belastungen für Luft, 
Boden, Gewässer und natürliche Lebens-
räume verbunden. Obwohl die Umweltschä-
den durch die Agrarproduktion die Lebens-
grundlagen heutiger und künftiger Generati-
onen zunehmend beeinträchtigen, sind de-
ren gesellschaftliche Kosten im Preis der 
landwirtschaftlichen Güter zumeist nur unzu-
reichend berücksichtigt ("internalisiert"). 

So schätzt etwa die Food and Agriculture 
Organization of the United Nations – FAO 
(2023) die nicht im Marktpreis von Lebens-
mitteln enthaltenen, "versteckten" Kosten 
agrarischer Ernährungssysteme auf fast 10% 
des weltweiten Bruttoinlandsproduktes 
(Stand 2020). In vielen Regionen, auch in 
zahlreichen EU-Ländern, übersteigen die 
ökologischen Folgekosten sogar die ökono-
mische Wertschöpfung des Agrarsektors. In 
der EU 27 schwanken die versteckten um-
weltbezogenen Kosten gemessen am Pro-
duktionswert der Landwirtschaft zwischen 
31% in den Niederlanden und 288% in Lett-

land (Abbildung 1). In Österreich belaufen 
sie sich diesen Berechnungen zufolge auf 
67,4%. 

Aus allokationstheoretischer Sicht sollten die 
externen Kosten der landwirtschaftlichen 
Produktion internalisiert werden. Die Frage, 
ob dabei das Verursacher- oder das Nutz-
nießerprinzip gelten soll, ist im Kern eine 
Frage der Zuweisung von Eigentumsrechten 
an der Umwelt. 

Das Verursacherprinzip (Polluter pays-Prin-
ciple) besagt, dass die Verursacher:innen 
externer Schäden die Kosten für deren Ver-
meidung oder Reduktion tragen sollen. Mit 
Blick auf die Landwirtschaft als Verursacherin 
externer Umweltkosten legitimiert es regulie-
rende Eingriffe wie Auflagen oder Abgaben, 
ohne dass eine finanzielle Kompensation 
vorgesehen ist. Obwohl das Verursacherprin-
zip schon seit geraumer Zeit die Grundlage 
der EU-Umweltpolitik darstellt (Art. 191 Abs. 2 
AEUV), findet es in der Gemeinsamen Agrar-
politik bislang kaum Anwendung. In der 

https://www.wifo.ac.at/publication/pid/66411467
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Praxis dominiert dort das Nutznießerprinzip 
(Beneficiary pays-Principle), demgemäß 
jene Akteur:innen, die von der Umweltver-

besserung profitieren, die Kosten der Scha-
densvermeidung tragen sollen, unabhängig 
davon, wer die Umweltschäden verursacht.  

 

Abbildung 1: "Versteckte" umweltbezogene Kosten der Agrarproduktion in der EU 27  
Ø 2019/2021 

 

Q: WIFO-Berechnungen nach FAO (2023) und Eurostat; Landwirtschaftliche Gesamtrechnung, Werte zu jeweili-
gen Preisen. 

2. Externe Kosten der Agrarproduktion und ihre räumliche Dimension 

Der Agrarsektor ist eine bedeutende Quelle 
von Treibhausgasen. Weltweit ist die Land-
wirtschaft für rund 23% der Treibhausgas-
emissionen verantwortlich (Intergovernmen-
tal Panel on Climate Change – IPCC, 2022). 
Treibhausgase entstehen im Zuge der Tier-
haltung als Stoffwechselprodukte, infolge 
der Ausbringung von Mineraldüngern und 
organischen Düngemitteln, sowie durch Ern-
terückstände. Das Emissionsprofil der Land-
wirtschaft wird durch Methan aus der Tier-
haltung und Lachgas aus dem Pflanzenbau 
geprägt. Beide Gase haben ein weit höhe-
res Treibhauspotenzial als CO2.  

Der Agrarsektor der EU emittierte 2023 
365 Mio. t CO2-Äquivalente1). Somit waren 
etwa 11% der gesamten Treibhausgasemissi-
onen der EU direkt auf die Landwirtschaft zu-
rückzuführen (European Environmental 
Agency – EAA, 2025). Obwohl der Ausstoß 
seit 1990 gesunken ist, verläuft der Rückgang 
deutlich langsamer als in anderen Wirt-
schaftssektoren; seit 2005 betrug er lediglich 
7% (EEA, 2025). Prognosen der Europäischen 
Umweltagentur unterstreichen, dass die EU-
Klimaziele für 2030 ohne eine grundlegende 
instrumentelle Neuausrichtung kaum erreich-
bar sind. Erschwerend kommt hinzu, dass 

 
1)  Zur Ermittlung der Gesamtemissionen in Treibhaus-
gasäquivalenten werden verschiedene Treibhausgase 

landwirtschaftliche Emissionen – im Unter-
schied zu industriellen Punktquellen – diffus 
innerhalb komplexer Ökosysteme entstehen. 
Die Streuung der Emissionen einzelner Einhei-
ten (z. B. Milchkuh, Schlachtbulle, Tonne 
Stickstoffdünger, Hektar Acker) ist groß und 
selbst mit hohem technischem Aufwand 
nicht exakt zu bestimmen. 

Die räumliche Wirkung von Treibhausgasen, 
Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist aus-
schlaggebend für die Wahl geeigneter Re-
gulierungsinstrumente und deren politische 
Ebene. Je globaler der Schaden, desto 
zentralisierter sollte die zuständige politische 
Regulierungsebene sein. Treibhausgase ver-
mischen sich global in der Atmosphäre; da-
her verursacht jede Emission unabhängig 
vom Entstehungsort einen weltweiten Klima-
schaden (IPCC, 2022). Umgekehrt folgt aus 
einer lokalen Emissionsminderung kein aus-
schließlich lokaler Klimanutzen. Die Begren-
zung agrarischer Treibhausgasemissionen 
stellt somit ein globales öffentliches Gut dar. 
Aus ökonomischer Perspektive rechtfertigt 
dies einen supranationalen Regulierungsrah-
men für die Internalisierung, wie ihn auch die 
EU vorgeben müsste, um Wettbewerbsver-
zerrungen zwischen Agrarproduzenten in 

gemäß ihrem Erwärmungspotenzial auf eine äquiva-
lente Menge von CO2 normiert. 
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Klima Wasserentnahme Land Stickstoff

Die Kompetenz für die 
Internalisierung der glo-

balen Klimaschäden 
durch Treibhaus-

gasemissionen der 
Landwirtschaft sollte bei 

der EU liegen. 



 308 EU-Agrarumweltpolitik WIFO  ■  Monatsberichte 6/2026, S. 305-314
 

den Mitgliedsländern zu vermeiden und 
durch größere Märkte Effizienzgewinne zu er-
zeugen. 

Im Gegensatz zum weltweit wirksamen Treib-
hausgasausstoß, zu dem auch Stickstoffdün-
ger in Form von Lachgas beiträgt, verursacht 
die Ausbringung von Dünge- und Pflanzen-
schutzmitteln oft räumlich konzentrierte Um-
weltprobleme. Wasserlösliche Verbindungen 
gelangen zunächst in Oberflächengewässer 
und, wenn sie von Pflanzen nicht aufgenom-
men werden, ins Grundwasser. In der EU ist 
das Grundwasser in zahlreichen Mitgliedslän-
dern erheblich nitratbelastet – trotz der seit 
1991 geltenden EU-Nitratrichtlinie stellen die 
zuständigen Behörden nur geringe Verbes-
serungen fest. Stickstoff- und Phosphorein-
träge verursachen externe Kosten mit unter-
schiedlicher räumlicher Ausbreitung. Minera-
lische Komponenten von Stickstoffdüngern 
verschmutzen zwar primär regionale Grund-
wasserkörper, führen über Flusssysteme aber 
auch zur Eutrophierung grenzüberschreiten-
der Gewässer, etwa der Nord- und Ostsee 
(Sutton et al., 2011). Die räumliche Hetero-
genität ist hoch: Die Bodenbeschaffenheit, 
Niederschlagsmuster und hydrologische Flie-
ßeigenschaften beeinflussen, wie stark ein 
Gebiet auf Nährstoffüberschüsse reagiert 
(Carpenter et al., 1998). Da praktisch in allen 

Gewässern Stickstoff verfrachtet wird, liegt 
es nahe, auch in diesem Fall der EU einen 
Teil der Regulierungskompetenz zu geben2). 
Die unterschiedliche Schadensreichweite 
rechtfertigt ein mehrstufiges Governance-
System, das EU-weit koordinierte Mindest-
standards durch differenzierte Regulierun-
gen auf nationaler oder subnationaler 
Ebene ergänzt. 

Dies gilt auch mit Blick auf chemische Pflan-
zenschutzmittel; diese sind aufgrund der un-
spezifischen Wirkungsweise vieler Substanzen 
auch für Organismen toxisch, auf die sie 
nicht abzielen. Schäden in Form von Bio-
diversitätsverlust oder der Beeinträchtigung 
von Bodenorganismen treten zwar primär lo-
kal auf der behandelten Fläche oder in an-
grenzenden Habitaten auf, können aber 
über Abdrift oder Abschwemmung auch 
weiter entfernte Biotope betreffen. Rück-
stände und Abbauprodukte können über 
atmosphärischen Ferntransport oder Fließge-
wässer grenzüberschreitende Auswirkungen 
erzeugen (Stehle & Schulz, 2015). Innerhalb 
der EU bestehen erhebliche Unterschiede im 
Pflanzenschutzmitteleinsatz je Produktions-
einheit – ein Hinweis auf die hohe Heteroge-
nität der Grenzvermeidungskosten, die bei 
der Instrumentenwahl zu berücksichtigen ist. 

3. Ordnungsrechtliche versus marktbasierte Instrumente 
der Agrarumweltpolitik 

Aus ökonomischer Perspektive ist die Wahl 
geeigneter Instrumente zur Internalisierung 
von negativen Umweltexternalitäten primär 
eine Effizienzfrage (z. B. Stavins, 2007). Verur-
sacher- und Nutznießerprinzip lassen sich da-
bei sowohl mit ordnungsrechtlichen als auch 
mit marktbasierten Instrumenten kombinie-
ren. 

Zu den ordnungsrechtlichen Instrumenten 
zählen Emissions- und Grenzwertregulierun-
gen, Vorgaben zu Technologiestandards 
und technische Verfahrensvorschriften, flä-
chenbezogene Auflagen und Nutzungsre-
gelungen oder auch Beschränkungen des 
Einsatzes von Produktionsmitteln, zumeist ver-
bunden mit Dokumentations- und Berichts-
pflichten. Die Befolgung und Umsetzung ver-
ursachen den Landwirt:innen administrati-
ven Aufwand oder entgangene Erwerbs-
möglichkeiten und auf staatlicher Ebene 
hohe Bürokratiekosten. Da ordnungsrechtli-
che Instrumente einen "one-size-fits-all"-An-
satz anlegen, der heterogene Produktions-
bedingungen, technologische Möglichkei-
ten und Kostenstrukturen ignoriert, ist die In-
ternalisierung zumeist wenig kosteneffizient 
(Newell & Stavins, 2003).  

Marktbasierte Instrumente nutzen dagegen 
ökonomische Preissignale auf den Märkten, 

 
2)  Diesem Sachverhalt wird seit 1991 durch die Richtli-
nie zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung 

um negative Externalitäten zu reduzieren 
oder zu eliminieren. Sie setzen einen Preis für 
umweltschädliche Aktivitäten fest und zielen 
darauf ab, umweltfreundliches Verhalten 
durch finanzielle Anreize statt durch admi-
nistrative Vorgaben zu erreichen. Steuern 
auf umweltschädliche Produktionsinputs, 
Emissionssteuern (CO2-Abgaben bzw. Um-
weltsteuern) und Emissionshandel sind preis-
basierte Mechanismen zur Internalisierung 
der externen Kosten der Agrarproduktion im 
Sinne des Verursacherprinzips. Emittenten 
werden angereizt, umweltschädliche Emissi-
onen zu vermeiden, indem der Schadstoff-
einsatz bzw. -ausstoß bepreist wird. 

Umweltsteuern belasten Emissionen oder 
umweltschädliche Produktionsmittel mit ei-
nem Preis, (Steueraufschlag), der idealer-
weise den Grenzkosten des verursachten 
Schadens entspricht. Durch den festen Preis 
je Emissions- bzw. Schadstoffeinheit erhalten 
Landwirt:innen stabile Investitionssignale für 
den Einsatz emissionsmindernder Technolo-
gien oder die Anpassung des Produktportfo-
lios. Umweltsteuern generieren zudem staat-
liche Einnahmen, die für die (finanzielle) 
Kompensation entstehender Lasten oder zur 
Senkung anderer Abgaben verwendet wer-
den können (These von der "doppelten Divi-
dende"). Nachteilig ist, dass die angestrebte 

durch Nitrate aus landwirtschaftlichen Quellen 
(91/676/EWG) Rechnung getragen. 

Externe Kosten des Ein-
satzes stickstoffhaltiger 
Düngemittel und chemi-
scher Pflanzenschutzmit-
tel sollten in Gover-
nance-Systemen mit ge-
teilten supranationalen 
und nationalen Verant-
wortlichkeiten internali-
siert werden. 

Es gibt ein breites Portfo-
lio ordnungsrechtlicher 
oder marktbasierter In-
terventionsinstrumente, 
um Belastungen oder 
Schädigungen der Um-
welt durch die Agrarpro-
duktion zu reduzieren. 
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Umweltwirkung mengenmäßig nicht direkt 
gesteuert werden kann. 

Dem Verursacherprinzip entspricht auch die 
Idee eines Zertifikathandelssystems (Cap-
and-Trade), das zertifizierte Rechte zur Emis-
sion von Schadstoffen (z. B. Treibhausgasen) 
oder zum Einsatz umweltschädigender Be-
triebsmittel (z. B. Stickstoffdünger) zuerkennt. 
Durch die Menge ausgegebener Zertifikate 
wird eine technische Obergrenze ("Cap") für 
das zulässige Gesamtvolumen an Emissionen 
(Umweltschädigungen) gesetzt. Diese regu-
lative Vorgabe wird kombiniert mit der Mög-
lichkeit des Handels ("Trade") der Rechte. Je 
höher die Nachfrage nach Emissionszertifika-
ten ist, desto stärker steigt bei begrenztem 
Angebot der Preis (z. B. Meckling & Jenner, 
2016; Stavins, 2022). Dies setzt Anreize zur 
Emissionsminderung und begünstigt Innova-
tionen, ohne den einzelnen Betrieben Ver-
haltensvorschriften zu machen. Gegenüber 
Umweltsteuern bietet Cap-and-Trade den 
entscheidenden Vorzug der ökologischen 
Mengensicherheit: Der Cap garantiert, dass 
das festgelegte Reduktionsziel tatsächlich 
erreicht wird.  

Umweltabgaben und Emissionshandel (mit 
Versteigerung) sind klar dem Verursacher-
prinzip zuzuordnen. Subventionen hingegen 
sind normativ ambivalent. Durch Subventio-
nierung sollen Anbieter motiviert werden, 
auf umweltfreundliche Produktionsverfahren 
umzustellen3). Die Opportunitätskosten um-
weltschädlichen Verhaltens steigen, da ein 
Produzent ohne Reduktion der Umweltbelas-
tungen keine Förderung erhält. Die finanzi-
elle Last der Beseitigung oder Vermeidung 
von Umweltschäden wird jedoch der Allge-
meinheit und den Steuerzahler:innen aufge-
bürdet und nicht von den Verursachern ge-
tragen. Subventionen basieren mithin auf 
dem Nutznießerprinzip. 

Seit ihrem Bestehen ist die EU-Agrarumwelt-
politik tendenziell subventions- und regulie-
rungsaffin. Die Gemeinsame Agrarpolitik 
(GAP) entstand 1957 mit den primären Zie-
len, Ernährungssicherheit zu gewährleisten 
und die Einkommen der Landwirt:innen zu 
stabilisieren. Umweltbestimmungen haben 
erst viel später an Bedeutung gewonnen 
(Lakner & Röder, 2024). Zu Beginn der 
2000er-Jahre wurden Umwelt-Konditionalitä-
ten implementiert und Direktzahlungen an 
die Einhaltung von Umwelt-, Tierwohl- und 
Pflanzenschutzauflagen gebunden. Seit 
2015 werden wachsende Teile des Agrar-
budgets zur Abgeltung von Ökosystemleis-
tungen ("Greening", ab 2023 "Eco-Schemes") 
verwendet. Die GAP-Periode 2023 bis 2027 
führt diese Agrarumwelt- und Klimamaßnah-
men fort. 

 
3)  Eine Variante sind direkte Zahlungen für klar defi-
nierte Ökosystemleistungen (Payments for Ecosystem 

Die Vermeidung von Umweltschäden wird 
vorrangig über regulatorische Auflagen an-
gestrebt, die zum Teil nicht der GAP selbst 
entstammen (z. B. Nitrat-Richtlinie, Pestizidzu-
lassungen) und von den Produzent:innen er-
füllt werden müssen, um Direktzahlungen zu 
erhalten. Umweltfreundlichere Produktions-
methoden werden durch die GAP subventi-
oniert, sind aber kaum an umweltpolitische 
Erfolge geknüpft. Insbesondere kleine land-
wirtschaftliche Betriebe leiden in der Ab-
wicklung unter einem erheblichen Verwal-
tungsaufwand. 

2024 wurden aus dem EU-Agrarbudget 
55,6 Mrd. € ausgezahlt. Davon entfielen rund 
13,3 Mrd. € (23,8%) auf "Greening"-Direktzah-
lungen und Zahlungen mit klimapolitischem 
Bezug im Rahmen der Ländlichen Entwick-
lung. Produktionsentkoppelte Direktzahlun-
gen machten rund 24,2 Mrd. € bzw. 43,5% 
des EU-Agrarbudgets aus. Marktstützung, 
gekoppelte Direktzahlungen und Exporter-
stattungen beliefen sich in Summe auf 
7,4 Mrd. € (13,3%). Für Ländliche Entwicklung 
ohne expliziten klimapolitischen Bezug wur-
den 10,8 Mrd. € (19,5%) ausbezahlt (Abbil-
dung 2). 

Trotz des hohen Mitteleinsatzes bleiben die 
Erfolge im Klima-, Umwelt- und Tierschutz so-
wie in der Bewahrung der Artenvielfalt deut-
lich hinter den Erwartungen zurück (Europäi-
scher Rechnungshof, 2024). Klimapolitik im 
Agrarsektor ist weiterhin durch Regulierun-
gen, Förderprogramme und einkommens-
stützende Transfers geprägt. Umweltaufla-
gen bei Cross-Compliance, Greening-Zah-
lungen oder Eco-Schemes sind oft wenig 
ambitioniert, schwer kontrollierbar und kaum 
effektiv. Marktbasierte Instrumente und das 
Verursacherprinzip, die in anderen Industrie-
zweigen und Sektoren erfolgreich Anwen-
dung finden, kommen in der Agrarpolitik bis-
lang allenfalls rudimentär zum Einsatz. 

Das Europäische Emissionshandelssystem 
(EU-ETS) fungiert als zentrales marktwirt-
schaftliches Klimaschutzinstrument der Euro-
päischen Union. Es deckt zwar Schlüsselin-
dustrien und -branchen ab, die für einen be-
trächtlichen Anteil der Treibhausgasemissio-
nen verantwortlich sind, der Agrarsektor ist 
jedoch nach wie vor nicht vom EU-ETS er-
fasst. Enthalten sind lediglich Emissionen aus 
dem Energie- und dem Dieselverbrauch 
landwirtschaftlicher Maschinen und Nutz-
fahrzeuge. Die Lastenteilungsverordnung (Ef-
fort Sharing Regulation – ESR) ergänzt das 
EU-ETS. Sie legt Treibhausgas-Reduktionsziele 
für vom Emissionshandel nicht erfasste Sekto-
ren fest. Zielgröße ist eine EU-weite Emissions-
minderung von 40% bis 2030 gegenüber 
2005. Die ESR ist als nationales Gesamtemissi-
onsbudget konstruiert, um den Mitgliedslän-

Services), die jedoch nur für rein positive externe Ef-
fekte infrage kommen. 

Regulatorische Bestim-
mungen und an Umwelt-

bedingungen gekop-
pelte Direktzahlungen 
dominieren innerhalb 

der GAP. 
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dern freizustellen, über welche Sektoren sie 
die Emissionsreduktion erreichen wollen.  

Das ETS 2, dessen Implementierung für 2028 
geplant ist, wird die Sektoren Verkehr und 
Gebäude in den Emissionshandel einbezie-
hen, während die Landwirtschaft mit ihren 
klimarelevanten Emissionen explizit außen 
vor bleibt. Mit Einführung des ETS 2 verschärft 
sich vielmehr die asymmetrische Behand-
lung der Landwirtschaft in der Klimapolitik, 
da die Steuerung agrarischer Emissionen 
über nationale Reduktionsverpflichtungen 
erfolgen wird. Die institutionelle Trennung 
geht mit unterschiedlichen Steuerungslogi-
ken einher: In den vom ETS 2 erfassten Sekto-
ren dominiert das Verursacherprinzip in Form 
marktbasierter Preissignale, während die 
Landwirtschaft nach wie vor über kompen-
sations- und ordnungsrechtliche Instrumente 
adressiert wird. 

Auch auf Ebene der Mitgliedsländer wird die 
Landwirtschaft eher selten durch spezifische 
Umweltabgaben erfasst. So setzen zwar 
zahlreiche Länder auf CO2-Emissionssteuern, 
besteuern aber typischerweise keine Emissio-
nen aus Tierhaltung oder Pflanzenbau. Steu-
ern auf agrarische Inputs mit negativen Um-
weltfolgen sind bisweilen anzutreffen, aber 
oft ineffektiv (Finger & Pedersen, 2025). Steu-
ern auf den Pestizideinsatz gibt es in Schwe-
den, Dänemark, Italien und Frankreich 
(Bjørnåvold et al., 2023). In Dänemark be-
misst sich die Höhe der Pestizidabgabe an 
den gesundheitlichen und ökologischen 
Auswirkungen. Das Land wird ab 2030 schritt-
weise Steuern auf Treibhausgasemissionen 
aus landwirtschaftlichen Quellen (Viehbe-
stand, Düngemitteleinsatz) einführen 
(Searchinger & Waite, 2024). Ein Eckpfeiler 
des Plans ist die Verpflichtung, die erzielten 
Einnahmen an den Agrarsektor zu transfe-
rieren. 

 

Abbildung 2: Ausgaben im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP)  
1990/2024; real, zu Preisen von 2024 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis der Europäischen Kommission (CAP-Ausgaben und CAP-Reformen nach 2013. 
https://agriculture.ec.europa.eu/data-and-analysis/financing/cap-expenditure_de). Die nominellen Werte wur-
den mit dem BIP-Deflator der Weltbank für die Europäische Union deflationiert (Weltbank, World Development 
Indicators, Inflation, BIP-Deflator (in % p. a., https://data.worldbank.org).  

4. Politökonomische Aspekte einer Agrarumweltpolitik nach 
dem Verursacherprinzip 

4.1 Warum marktbasierte Instrumente 
politisch unattraktiv sind 

Obwohl marktbasierten Instrumenten in der 
Umweltökonomie hohe Effizienzvorteile zu-
geschrieben werden, spielen sie in der Ag-
rarumweltpolitik der EU bislang nur eine un-

 
4)  Drews et al. (2024) zeigen in einer umfragebasier-
ten Studie, dass Wissenschafter:innen anderer Diszipli-
nen zur Bekämpfung des anthropogenen Klimawan-
dels eher direkte Regulierungen als marktbasierte 

tergeordnete Rolle4). Die Dominanz ord-
nungsrechtlicher und subventionsbasierter 
Instrumente lässt sich weniger durch tech-
nische oder ökonomische Gründe erklären 
als vielmehr durch die politökonomischen 
Rahmenbedingungen der GAP. Jüngere 
Initiativen unterstreichen das wachsende 

Instrumente befürworten. Das Vertrauen in Marktme-
chanismen überwiegt dagegen im Wesentlichen nur 
unter Ökonom:innen. 

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

19
90

19
91

19
92

19
93

19
94

19
95

19
96

19
97

19
98

19
99

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
18

20
19

20
20

20
21

20
22

20
23

20
24

M
rd

. €

Ländliche Entwicklung (Klima) Ländliche Entwicklung (Sonstiges)
Greening Direktzahlungen (entkoppelt)
Direktzahlungen (gekoppelt) Marktstützung
Exporterstattungen



WIFO  ■  Monatsberichte 6/2026, S. 305-314 EU-Agrarumweltpolitik 311 
 

Interesse an einer Stärkung des Verursacher-
prinzips (z. B. Bognar et al., 2023; Cammeo 
et al., 2024). 

Umweltschutzanforderungen nach dem Ver-
ursacherprinzip verringern die Gewinne (z. B. 
Matthews & O'Neill, 2025) und Instrumente 
wie Emissionsabgaben oder handelbare Zer-
tifikate erzeugen unmittelbar spürbare Kos-
ten für landwirtschaftliche Betriebe. Anders 
als Regulierungen oder Förderprogramme 
gehen sie mit expliziten finanziellen Belastun-
gen einher und machen die Kosten klimapo-
litischer Maßnahmen transparent. Eben 
diese Transparenz schmälert ihre politische 
Attraktivität. Während Subventionen mit 
sichtbaren Vorteilen verbunden sind und Re-
gulierungen häufig nur indirekte und admi-
nistrative Kosten verursachen, erzeugen um-
weltbezogene Abgaben unmittelbar wahr-
nehmbare Einkommensverluste. 

Im Interessengeflecht der Agrarpolitik zählen 
Bauernverbände, Konsument:innen und 
Steuerzahler:innen sowie Umweltverbände 
zu den Stakeholder-Gruppen. Dabei weist 
die Landwirtschaft trotz ihres geringen An-
teils an Beschäftigung und Wertschöpfung in 
den meisten EU-Mitgliedsländern einen ho-
hen politischen Organisationsgrad auf. Ag-
rarverbände sind traditionell eng in agrarpo-
litische Entscheidungsprozesse eingebunden 
und können sektorale Interessen wirksam 
vertreten. Kleine, gut organisierte Gruppen 
sind nach der Theorie kollektiven Handelns 
(Olson, 1965) politisch häufig durchsetzungs-
stärker als Vertreter:innen diffuser Konsumen-
ten- oder Umweltinteressen. Dies gilt insbe-
sondere dann, wenn sich Regulierungskos-
ten konzentrieren, während die Vorteile ei-
ner Emissionsminderung breit gestreut und 
langfristig wirksam sind. 

Als Gegengewicht sind Verbraucher:innen 
bzw. Steuerzahler:innen und Umweltver-
bände schwach organisiert und wenig ein-
flussreich (Gawel et al., 2014; Mennig, 2024; 
Nedergaard, 2006). Zudem zögern Umwelt-
organisationen und Klimaschutz-NGOs, 
marktbasierte Instrumente zu unterstützen; 
dies erklärt sich zum Teil aus der Sorge, dass 
durch marktliche Anreizsysteme das Ge-
samtniveau des Klimaschutzes sinken könnte 
oder ein unmoralisches "Recht auf Ver-
schmutzung" etabliert würde. Insofern kann 
gerade ein erfolgreiches Engagement von 
NGOs (Non-Governmental Organization) zur 
Prävalenz regulierungsbasierter Politik beitra-
gen. 

Auch die (theoretische) Wahl zwischen Um-
weltsteuern und Zertifikatehandel ist keine 
rein technische, sondern eine strategisch-
politische Entscheidung. Durch Ausnahmere-
gelungen unverwässerte Abgabenlösungen 
könnten einfach und transparent sein, was 
den Spielraum für Lobbyismus verringert, 
scheitern allerdings regelmäßig am Wider-
stand der Wähler:innen und Interessen-

gruppen gegen neue Steuern. Für die aus 
dem Zertifikats-Cap abgeleiteten handelba-
ren Emissionsrechte ist die Zuteilungsme-
thode auf die Unternehmen von zentraler 
Bedeutung. Werden Zertifikate selektiv oder 
unentgeltlich, etwa auf Basis historischer 
Emissionsdaten ("grandfathering"), verge-
ben, wirkt dies als Markteintrittsbarriere für 
neue Anbieter und kann bestehenden Un-
ternehmen sogar zusätzliche Einnahmen ver-
schaffen, sofern sie Zertifikate veräußern 
(Keohane et al., 2019; Skjærseth & Wette-
stad, 2009). Durch kostenlose Zuteilung von 
Zertifikaten bedienen Politiker:innen organi-
sierte Produzenteninteressen und können 
sich so deren Unterstützung sichern (Mathys 
& de Melo, 2011). So sind sogar ambitionier-
tere Klimaziele politisch durchsetzbar als in 
einem reinen Abgabenregime. Allerdings ist 
auch die Höhe des Emissionsdeckels das 
Ergebnis eines politischen Verhandlungspro-
zesses. Dies birgt die Gefahr einer zu locke-
ren Obergrenze, was zu niedrigen Preisen 
und geringer Lenkungswirkung führt. 

Die GAP war über Jahrzehnte darauf ausge-
richtet, Einkommen zu sichern, Produktionsri-
siken abzufedern und ländliche Räume zu 
fördern. Die Verteuerung umweltbelasten-
der Produktionsweisen kollidiert mit dieser 
traditionellen Zielstruktur. Klimapolitisch er-
wünschte Verhaltensänderungen werden 
daher vorzugsweise durch Abgeltung von 
Ökosystemleistungen im Rahmen der Cross-
Compliance oder Eco-Schemes organisiert 
(Sinabell et al., 2011). Regulatorische Aufla-
gen lassen sich politisch gut kommunizieren 
und ermöglichen sogar eine rein symboli-
sche Umweltpolitik. Die Befolgung administ-
rativer Vorschriften ("compliance") bringt 
aber vor allem für kleine Betriebe substanzi-
ellen Aufwand mit sich, während größere 
Unternehmen in Relation zum Umsatz gerin-
gere administrative Lasten tragen (Espinosa 
Diaz et al., 2023). Die Bauernproteste der 
Jahre 2023/24 richteten sich vor allem ge-
gen die als asymmetrisch wahrgenommene 
Belastung der Landwirtschaft durch Umwelt-
auflagen, die als Bedrohung für Einkommen 
und Wettbewerbsfähigkeit der Landwirt:in-
nen gelten (Matthews, 2024; Mayol & 
Porcher, 2025). 

Die Dominanz regulatorischer Instrumente 
erzeugt zugleich institutionelle Pfadabhän-
gigkeit. Verwaltungssysteme, Kontrollmecha-
nismen und Förderstrukturen sind historisch 
auf Direktzahlungen und Konditionalitäten 
ausgerichtet. Standardauflagen (Greening, 
Eco-Schemes) oder Bewirtschaftungsvor-
schriften werden in der Verwaltung präfe-
riert, da sie in bestehende Kontrollstrukturen 
integriert sind. Während der Umfang von Fi-
nanzhilfen an die Landwirtschaft durch die 
Notwendigkeit der Gegenfinanzierung be-
grenzt wird, sind umweltpolitische Regulie-
rungen aus Sicht der Politik budgetscho-
nend. 

Eine Politik, die landwirt-
schaftliche Verursacher 

von Umweltschäden be-
lastet, ist für wieder-

wahlorientierte Regie-
rungen wenig attraktiv.  
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Die geringe Bedeutung marktbasierter Instru-
mente ist zudem eng mit den institutionellen 
Entscheidungsstrukturen der EU verknüpft. 
Reformen der GAP erfordern breite politi-
sche Mehrheiten im Rat und im Europäi-
schen Parlament und werden häufig durch 
komplexe Kompromisse zwischen Mitglieds-
ländern mit unterschiedlichen agrarstruktu-
rellen Interessen geprägt. Konfliktlinien ver-
laufen nicht nur zwischen Landwirtschaft 
und Umweltpolitik, sondern auch zwischen 
Nettozahlern und Nettoempfängern des EU-
Haushaltes sowie zwischen Mitgliedsländern 
mit unterschiedlich emissionsintensiven Pro-
duktionssystemen. Länder mit bedeutender 
Viehzucht oder hoher agrarischer Wert-
schöpfung stehen marktbasierten Instrumen-
ten häufig skeptischer gegenüber als solche 
mit kleinerem Agrarsektor. 

4.2 Verteilungswirkungen 

Sowohl preisbasierte (z. B. Steuern) als auch 
mengenbasierte Instrumente (z. B. Cap-and-
Trade-Systeme) erhöhen die Preise umwelt-
belastender Inputs. Ein möglicher Grund für 
politische Zurückhaltung bei der Einführung 
liegt in den potenziellen Verteilungswirkun-
gen, da die höheren Produktionskosten teil-
weise auf die Verbraucherpreise überwälzt 

werden könnten (Sager, 2023; Schaffer, 
2021). Berechnungen von Oebel et al. 
(2025) lassen sogar vermuten, dass die Inter-
nalisierung aller externen Kosten die Endver-
braucherpreise tierischer Agrarprodukte ver-
doppeln würde. Bereits moderate Agrar-
preissteigerungen könnten erheblichen poli-
tischen Widerstand auslösen. Durch Wegfall 
der ebenfalls in den Preisen abgebildeten 
regulatorischen Belastungen ließen sich die 
Preiseffekte allerdings dämpfen. 

Der Anteil der Ausgaben für Lebensmittel 
am Haushaltseinkommen schwankt in der EU 
und ist in Ländern mit höherem Pro-Kopf-Ein-
kommen zumeist niedriger (Übersicht 1). 
Während in einigen Ländern der Ausgaben-
anteil mit dem Haushaltseinkommen deut-
lich sinkt, verzeichnen vor allem wohlhaben-
dere Mitgliedsländer kaum Unterschiede 
zwischen den Einkommensquintilen. 

Wie Befragungsstudien und experimentelle 
Befunde (z. B. Baranzini & Carattini, 2017; 
Bergquist et al., 2022; Sommer et al., 2020) 
zeigen, werden Umweltabgaben eher be-
fürwortet, wenn die damit erzielten Einnah-
men transparent und zweckgebunden in 
Umweltprojekte oder die Entlastung der Bür-
ger:innen fließen. 

 

Übersicht 1: Anteile der Ausgaben für Nahrungsmittel am Haushaltseinkommen  
2020 

 Erstes Quintil  Zweites Quintil Drittes Quintil Viertes Quintil Fünftes Quintil  Verhältnis 
zwischen 

fünftem und 
erstem 

Einkommens-
quintil 

 Anteil in % 

Belgien 13,3 14,2 14,4 14,3 14,9 1,12 
Bulgarien 31,2 27,1 25,3 22,9 18,9 0,61 
Dänemark 11,2 11,9 11,8 11,4 10,5 0,94 
Deutschland 12,7 11,4 10,6 10,2 8,9 0,70 
Estland 25,5 19,8 18,8 17,6 13,2 0,52 
Irland 12,1 12,0 11,6 10,9 10,0 0,83 
Griechenland 21,0 21,5 19,9 18,6 16,6 0,79 
Spanien 18,3 17,5 16,5 15,8 13,8 0,75 
Frankreich 13,4 13,8 14,3 13,8 11,9 0,89 
Kroatien 25,5 21,8 20,4 18,3 16,7 0,65 
Zypern 20,4 17,7 15,2 13,1 10,4 0,51 
Lettland 25,0 22,3 20,3 20,0 15,5 0,62 
Litauen 26,6 22,6 22,2 22,5 19,8 0,74 
Luxemburg 11,0 8,9 8,9 8,4 7,5 0,68 
Ungarn 16,0 15,5 15,6 14,7 13,8 0,86 
Malta 22,7 22,6 18,5 16,7 14,6 0,64 
Niederlande 10,6 10,5 10,7 10,6 10,4 0,98 
Österreich 12,5 11,3 11,4 10,5 9,5 0,76 
Polen 22,5 23,8 24,0 23,2 20,4 0,91 
Slowenien 16,7 14,4 12,9 11,9 10,7 0,64 
Slowakei 20,5 19,6 18,9 18,2 16,9 0,82 
Finnland 14,3 12,8 14,2 13,2 11,9 0,83 

Q: Eurostat, Struktur der Verbrauchsausgaben nach Quintil des Haushaltseinkommens und COICOP-Verwen-
dungszweck (Online-Datencode: hbs_str_t223). Datenstand: 15. 10. 2025. 
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5. Fazit 

Trotz politökonomischer Hindernisse erscheint 
ein vermehrter Einsatz marktbasierter Instru-
mente in der EU-Agrarumweltpolitik mittel- 
bis langfristig nicht ausgeschlossen. Von 
zentraler Bedeutung ist dabei die Verwen-
dung der Einnahmen. Werden Erlöse aus Kli-
maabgaben oder Emissionshandelssyste-
men an den Agrarsektor rückverteilt, indem 
sie z. B. zum Ausgleich sozialer Härten einge-
setzt oder für Investitionen in klimafreundli-
che Technologien genutzt werden, lassen 
sich politische Widerstände reduzieren.  

Zu den Erfolgsvoraussetzungen einer Kehrt-
wende, hin zu einer am Verursacherprinzip 
ausgerichteten Bepreisung von Umweltschä-
den, zählt ein sozialer Ausgleich, um die Bür-
ger:innen zu gewinnen und politische Blo-
ckaden zu vermeiden (Blattner, 2020). Ein so-
zial gestaffeltes "Klimageld" oder eine "Öko-
Dividende", die potenziell aus Agrar-Umwelt-
steuern oder Agrar-Umweltzertifikaten finan-
ziert werden, könnten als flankierende Maß-
nahmen temporär helfen (Schaper et al., 
2025). Sofern Agrarsubventionen abgebaut 
werden, könnte sich eine weitere Finanzie-
rungsquelle auftun. Da Sozialpolitik nicht vor-
rangig EU-Aufgabe ist, müsste der soziale 
Ausgleich primär auf Ebene der Mitgliedslän-
der erfolgen. Die EU hat allerdings den Kli-
masozialfonds für den Zeitraum 2026 bis 2032 
eingerichtet, in den ein Teil der Einnahmen 

aus dem ETS 2 fließt. Das ETS 2 internalisiert 
Kosten konsequent nach dem Verursacher-
prinzip, erzeugt damit aber politisch inakzep-
table Verteilungseffekte. Der Klimasozial-
fonds federt genau diese unerwünschten Ef-
fekte ab, ohne das Preissignal des Emissions-
handels zu untergraben. 

Die Akzeptanz marktbasierter Instrumente 
unter landwirtschaftlichen Produzent:innen 
hängt auch davon ab, ob sie mit dem Rück-
bau regulatorischer Lasten einhergehen. 
Marktliche Lösungen sind politisch eher ver-
mittelbar, wenn Detailregulierungen redu-
ziert und den Betrieben mehr Flexibilität bei 
der Wahl der Anpassungsstrategien eröffnet 
werden. 

Besonders konfliktträchtig ist die Gefahr in-
ternationaler Wettbewerbsnachteile. So be-
fürchten viele Mitgliedsländer Produktions-
verlagerungen oder steigende Importe aus 
Ländern mit laxeren Umweltstandards. Diese 
Argumentation besitzt politisch erhebliches 
Gewicht, auch wenn die Evidenz einer tat-
sächlichen Emissionsverlagerung (Carbon 
Leakage) im Agrarsektor begrenzt ist (siehe 
dazu den Beitrag von Christen & Sinabell, 
2026, in diesem Heft). Eine europäische Lö-
sung dürfte entscheidend sein, um den 
Wettbewerbsbedenken zu begegnen. 
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